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Deutſchland.
Halle, d. 24. April. (Ueber Volksbewaffnung).

Jn unſerm gegenwärtig politiſch bewegten Leben ſteht die Frage
uüber die kunftige Wehrverfaſſung obenan, und mit Be
ſorgniß blickt jeder Patriot auf den traurigen Zuſtand derſel-
ben in den meiſten deutſchen Laändern. Jn jenem unvergeßli-
chen Jahre des höchſten Ruhms und der größten Kraftaäuße-
rung, als Preußen ſich 1813 wie ein Mann fur die Befreiung
Deutſchlands von dem ſchmahlichen Joche der Franzoſen erhob,
wurde die Land wehr ins Leben gerufen; ihr Name ge-
hört der Weltgeſchichte an. Es wurde dann nach been-
digtem Kriege am 3. September 1814 das Geſetz der allge
meinen Wehrpflicht erlaſſen, welches zum Heile des Vaterlan-
des uns das erhabene Schauſpiel eines bis an die Zähne be-
waffneten Volks von Männern verſchafft hat, welches jeden
Augenblick bereit iſt, den alten Lorbeern der Heldenväter fri-
ſche Reiſer auf dem blutigen Felde der Ehre hinzuzufügen, ſo-
bald der Nationalſtolz der Preußen dies fordert. Fragen wir
nun, ob dieſes Geſetz der Wehrpflicht ſeine volle Anwendung
findet, ſo müſſen wir verneinend antworten. Eine große
Menge junger Leute kann in die Linie nicht eingeſtellt und ge-
nügend ausgebildet werden, weil der Erſatzbedarf durch
die immer noch zu lange Dienſtzeit in keinem richtigen
Verhältniß zu der Zahl jener ſteht. Dieſem Uebelſtande muß
zunächſt abgeholfen werden wer koöörperlich und geiſtig geſund
iſt, 5 Fuß und darüber mißt und auf dem kein Verbrechen
ruht, „denn ehrlos, wehrlos,“ iſt zum Dienſte im ſtehen
den Heere verpflichtet. Um dies zu erreichen und gleichzeitig
die Nachtheile einer laängern Dienſtzeit immer mehr zu verrin-
gern, ſetze man dieſe bei der Jnfanterie auf ein Jahr herab,
ziehe aber ſämmtliche Reſerviſten in den beiden Jahren ihres
Reſerveverhältniſſes zu der Landwehrübung vorzugsweiſe heran.
Ein zweimaliger Erſatzbedarf, am 1. April und 1. Oktober
jedes Jahr, müßte jedoch dann eintreten auch könnten Beur-
Iaubungen von 4 Monat ohne Löhnung im Winter Statt fin
den, wodurch ſich eine Erſparniß von 400,000 Thaler bewir-

Jetzt werden 5 Fuß 2 Zoll angenommen wodurch die kräftigſten
Leute nicht zur Einſtellung kommen.

Halle, Mittwoch den 26. April
Hierzu eine Beilage.
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ken ließe. Nehmen wir das 20. Lebensjahr als das des Ein
tritts in die Linie an, und laſſen den ausgedienten Soldaten
2 Jahre im Reſerveverhaältniſſe, ſo würde er mit dem zurück
gelegten 23. Lebensjahre in die Landwehr 1. Aufgebots uber
treten. Jn dieſem bleibt der Wehrmann wie bisher 7 Jahr,
und tritt dann mit dem vollendeten 30. Lebensjahre in das
2. Aufgebot über.

Das 2. Aufgebot werde nun inſofern aufgehoben, als
daſſelbe die Burgerwehr mit ſelbſtgewählten Führern fur
die Zukunft bildet. Jeder unbeſcholtene Mann iſt zum Ein-
tritt in dieſelbe verpflichtet und gehört ihr bis zum 50. Lebens
jahre an. Eintagige Uebungen mit dem Gewehr, wohin na-
mentlich das Scheibenſchießen zu rechnen iſt, finden im Früh-
jahr und Herbſt Statt; militäriſche Spielereien in Paradeauf-
zugen müſſen jedoch ausgeſchloſſen bleiben. Da bei der Bur-
gerwehr nur die Jnfanterie weſentlich berückſichtigt werden
kann, ſo ſind dieſe kurzen Andeutungen auch nur in Bezug
auf dieſelbe gemacht. Für die Kavallerie und Artillerie reicht
die Dienſtzeit von einem Jahre nicht aus, die Billigkeit for-
dert dagegen, daß den, in dieſe Waffen eintretenden jungen
Leuten eine anderweitige Berückſichtigung, namentlich beſſerer
Sold, gewährt wird. Die bei der Jnfanterie moglichen Er
ſparniſſe bieten dazu die nöthigen Fonds dar.

Wir erhalten ſo eine Volksbewaffnung in der edel-
ſten Geſtalt, zu welcher das ſtehende Heer die feſte Grund
lage bilden, und innig mit derſelben verſchmolzen werden muß.
Die Aufhebung deſſelben iſt unmöglich, das Verlangen danach
involvirt einen Verrath am Vaterlande, wenn gleich nicht in
Abrede geſtellt werden ſoll, daß vielfache Reformen, die zu er
örtern hier nicht der Ort iſt, ſchon durch den conſtitutionellen
Staat dringend geboten werden.

Berlin, d. 23. April. Nach amtlichen, ſo eben ein
gegangenen, Nachrichten hat die däniſche Regierung unter
dem 19. d. M. die Beſchlagnahme aller in däniſchen Hafen
befindlichen deutſchen Schiffe angeordunet, gleichzeitig auch
ihren Kriegsſchiffen den Befehl zur Aufbringung der preu-
ßiſchen Handelsſch ffe ertheilt. (A. Pr. Ztg.)

Bromberg, d. 18. April. (Pr.M.) Der Jmme-
diatkommiſſarius von Williſen, welcher durch ſeine Jnter
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ventionen bis jetzt alles ernſtliche Einſchreiten n die das
Großherzogthum durchziehenden Rebellenhaufen
ſomit' der Jnſurrection den größten Vorſchub geleiſtet, hat
ſich geſtern einfallen laſſen, ohne ſich darum zu kümmern,
ob eine Regierung in Bromberg beſteht oder nicht, die
Landräathe des hieſigen Departements zu benachrichtigen,
daß er ihnen bei Ausubung ihrer Funktionen polniſche Kom
miſſarien zur Seite ſetzen werde und hat ſomit nicht nur
ſeine Vollmächt, welche ausdrucklich dahin geht, in. der
Verwaltung uns Vorſchläge zu machen, uberſchritten und
eigenmächtig in letztere eingegriffen ſondern auch hierdurch
ſein doppelt reſp. der von hier an ihn unterm 5. d. M.
entſandten Buürgerdeputation ſo wie der Königl. Regierung
gegebenes Wort: daß ſelbſt von einer vorläufigen Reor-
ganiſation der Netzdiſtrikt unberuhrt bleiben ſolle, gebro-
chen. Die Königl. Regierung hat ſich daher veranlaßt ge-
ſehen in einem heutigen Plenarbeſchluß die Landrathe des
Departements ausdrucklich anzuweiſen, keinerlei Kommiſſa
rien neben ſich zu dulden und jede derartige Anmaaßung
mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln zuruckzuwei-
fen. Zugleich iſt der' General Lieutenant v. Wedell, Exc.
erſucht worden, hierin event. die Landrathe mit ſeinen mi-
litgiriſchen Kräften zu unterſtutzen und beim Staatsminiſte
rium beantragt worden, den 2c. v. Williſen, als des in
ihm geſetzten Vertrauens unwurdig, ſeiner Miſſion zu ent
heben. Geſtern, alſo ſchon vor dieſen Ereigniſſen, iſt Sei-
tens des hieſigen deutſchen Comitees ein anderer motivirter

und ſehr energiſcher Antrag, den 2c. Williſen als Landes-
verräther in Anklageſtand zu verſetzen, an das StaatsMi-
niſterium abgegangen.

Bromberg, d. 20. April. So eben ruckt pommerſche
Landwehr aus Neu- Stettin bei uns ein. Der General
v. Wedell beſetzt die in unſerm Departement die von den
polniſchen Jnſurgenten geplunderten und beraubten kleinen
Städte. Diejenigen der Letztern, welche ſich in Znin ver
ſchanzt hatten ſind beim bloßen Anzuge der preuß. Trup-
pen davon gelaufen; ſie ſammeln ſich aber in den nächſten
Orten und führen einen förmlichen Guerillakrieg. Jn Pa-
kosc herrſchte noch geſtern die vollſtändigſte Anarchie, in-
dem der daſige Burgermeiſter, ein Mann polniſcher Natio-
nalitäät, die Bekanntmachungen der Königl. Regierung of
fentlich vernichtete und ſich auf die vom Herrn General
v. Williſen verheißene Strafloſigkeit bezog.

Poſen, d. 20. April. Aus dem Lager zu Miloslaw
hat Mieroslawski nochmals eine Vorſtellung an den Koö
nig gerichtet, mit der Krauthofer vorgeſtern Abend von hier
nach Berlin abgereiſt iſt, und in der er erklärt, daß das Volk
durch die bisherigen Zugeſtändniſſe nicht befriedigt ſei und
nicht befriedigt ſein kounne, weil man ſeine wahren Wuün-
ſche nicht vor den Thron gebracht; daß er ſelbſt die mit dem
General v. Williſen geſchloſſene Convention als gebrochen be-
trachte, da das preußiſche Militär ſie nicht gehalten habe, und
daß er endlich den Konig im Namen der Mitunterzeichneten,
des ganzen Volfes, bitte, die Unabhängigkeit des Großherzog-
thums inſoweit auszuſprechen, daß es ſich unter preußiſcher
Oberhoheit und Schutz in polniſch-nationalem Sinne und un-
ter hinreichender Berückſichtigung des deutſchen Elements frei
organiſiren und entwickeln konne. Das hieſige Comité hat er
zugleich aufgefordert, ſich nicht aufzulöſen, ſondern in Activi-
tat zu bleiben und namentlich fur Beſchaffung der nöthigen
Geldmittel zur Unterhaltung und Equipirung der Mannſchaf-
ten zu ſorgen. Die Vorſtellung, in der das Sundenregiſter
des Comité zugleich mit aufgeführt war, hat daſſelbe unter
dem Vorwande daß es ſich eben aufgeloſt habe, zu unter

reitelt und
ſchreiben verweigert. Das Comité beſteht jedoch im Hotel de
Vienne fort. Die Warſchauer Zeitungen bringen die wich-
tige Nachricht, daß auf Veranlaſſung des Fürſten Statthalters
Paskewitſch eine Deputation von vier der angeſehenſten Magna
ten, an deren Spitze ſich Kraſinski befindet, an den Kaiſer
nach Petersburg abgehen werde, um denſelben zu bitten, das
ehemalige Königreich Polen in dem Zuſtande wieder herzuſtel
len, wie es vor der Revolution von 1830 war, und zugleich
die erforderlichen Schritte zu thun, die jetzt davon getrennten
Theile (Poſen und Galizien) mit demſelben unter ruſſiſchem
Scepter wieder zu vereinigen. Jſt dies gegründet, und nicht
ein ruſſiſcher Schreckſchuß, ſo dürfte Paskewitſch ſchwerlich
hierin ohne Wiſſen und Willen des Kaiſers handeln und die
Sache wäre für Deutſchland nicht ohne Bedeutung. Auch
hier zeigen ſich in Folge der langen Zögerung wieder ruſſiſche
Sympathien, ohne jedoch noch großen Anklang zu finden un
ter allen Umſtänden wird man hier, bevor man dieſen letzten
Schritt thut, den Ausſpruch des deutſchen Parlaments abwar-
G wenn Preußens Erklaärung nicht befriedigend ausfallen
olle.

Breslau, d. 19. April. Die von dem hieſigen demo-
kratiſchen Verein, behufs Einrichtung zuverläſſiger Nach
richten, nach der Provinz Poſen geſchickte Deputation er
ſtattet dem Vereine einen Bericht, dem wir Folgendes ent-
nehmen: Der Fanatismus herrſcht in Poſen auf beiden
Seiten, Mißtrauen und Furcht ſind die Urſachen deſſelben
geweſen: beide Parteien haben gefehlt, wie es in dem
Augenblick der Aufregung nicht anders möglich war. Einen
ſehr großen Theil der Schuld aber tragen die juüdiſchen
Einwohner, welche, in ihrem Handel geſtort, und durch
blinde Aengſtlichkeit getrieben, alle Mittel aufboten, Haß
und Zwietracht gegen die Polen zu ſaen und durch endliche
Unterdrückung derſelben wieder Ruhe zu erlangen. Nächſt
dem haben namentlich die Landräthe und Diſtrikts-Kom-
miſſarien, die den Polen widerrechtlich aufgedrungen ſind,
re nun ihre Stellen zu verlieren furchten, verderblich ge
wirkt.

Breslan, d. 22. April. Das polniſche Nationalcomité
hat gegen die von dem deutſchen Nationalcomité in Poſen er-
laſſene Denkſchrift, betreffend die nationale Reorganiſation in
Poſen, einen Proteſt veroöffentlicht, in welchem folgende vier
Punkte aufgeſtellt werden: 1) Die Rechte der Nation unter-
liegen keiner Verjährung 2) das Großherzogthum Poſen, der
20. Theil des ehemaligen polniſchen Reichs, iſt nicht befaähigt,
durch Vertrage auch nur eine Spanne Landes abzutreten, denn
es hat hierzu nicht die Autoriſation von den übrigen 19/20
des frühern Polens; 3) die jetzt im Großherzogthume Poſen
wohnenden Deutſchen haben nicht das geringſte Recht, über
das Loos Poſens zu beſtimmen; 4) der größte Theil des
Grundbeſitzes im Großherzogthume Poſen befindet ſich in den
Händen der Polen und das Verhaltniß des Grundbeſitzes der
Deutſchen zu dem der Polen iſt dort wie 1 zu 8 oder 10.

Rendsburg, d. 21. April. Aus ſicherer Quelle er
fahren wir von ſtecen Truppenübergängen über die Schlei
in den letzten Tagen in den Dörfern Fluckebye, Hummel-
feld, Coſel, ſudlich von der Schlei, wimmelt es von Dä
nen. Bei Miſſunde ſind Kanonen aufgefahren am Nord-
ufer, und das von den Daänen verſenkte Fährboot daſelbſt
iſt wieder heraufgezogen. Man ſcheint mithin die in Angels
cantonirenden Truppen nach Eckernförde hinzuziehen um
nach verlorener Schlacht den Rückzug auf die Flotte zu
nehmen, eventuell zugleich auf Schleswig und Miſſunde.
Könnte die ſchleswig-holſteiniſche Armee die Batterien der
däniſchen Kriegsſchiffe bei Eckernförde unſchädlich machen,



dann wäre offenbar die Poſition der Däanen eine ſehr ge

ährdete. ehefäb Heute Vormittag hat ein mehr als ſechsſtuündizes Vor

poſtengefecht bei Altenhof ſtattgefunden. Ein Corps von
1500 Dänen iſt von Eckernförde ausgeruckt und hat das
dort poſtirte Freikorps unter der Führung des Major v.
Reichenbach, etwa 4——500 M. mit Artillerie und von Kriegs
ſchiffen unterſtutzt, angegriffen. Der Sieg iſt unſer gewe
ſen, wenn auch an eine Verfolgung des Feindes, der ſich,
namentlich durch einen Bayonnetangriff in die Flucht geſchla
gen, nach Eckernförde zurückgezogen hat, nicht zu denken
geweſen iſt, da weder Linieninfanterie noch Artillerie unſere
tapfern Freiſchärler begleitete. Auf unſerer Seite ſind, wenn
wir recht berichtet, 11 gefallen und einige 20 verwundet
worden. Frau Aſton gewahrte Rendsburg den romanti-
ſchen Anblick, daß ſie einen Verwundeten ins Hospital ge-
ieitete. Der Verluſt der Dänen ſoll noch einmal ſo groß
ſein. Mehre Corps die zu dieſem Vorpoſten gehorten, wa
ren erſt in der Nacht bei Altenhof angelangt, um ſich nach
wenig Stunden ſchon zu ſchlagen. Begreiflich haben die
Vorpoſten Ordre gehabt, vor uüberlegener Macht ſich zu
ruckzuziehen.
SDer Altonger Merkur ſchreibt aus Kiel, vom 21.
April: Die proviſoriſche Regierung hat heute Berichte aus
London empfangen, nach denen das dortige Kabinet die
Schritte des Bundestags wegen Schleswig noch nicht als
einen Krieg gegen Daänemark betrachte und ſolchemnach
wen gſtens vorläufig ſich neutral verhalten wolle. Die An-
deutungen der däniſchen Blätter vom 19. April ſcheinen da
mit uubereinzuſtimmen.

Wie man glaubt, wird der Angriff von Friedrichſtadt
aus erfolgen, da die jetzige Poſition der Dänen durch Torf-
moore und das alte Dannevirke ſo ſehr gedeckt iſt, daß man
den Angriff von der Fronte wohl nicht verſuchen wird.

Hannover, d. 18. April. Alle Gemuüther ſind aufs
Höchſte aufgeregt. Auf Vertretung unſeres jetzigen Volkes
kann die zweite Kammer keinen Anſpruch machen. Aber
wir haben jetzt den Ausdruck des Volkswillens in unſeren
Beigeordneten, und dieſer beweiſt, welchen Sprung der
politiſche Sinn unſeres hannoverſchen Stammes gemacht
hat. Heute Morgen iſt den Miniſtern eine Adreſſe wegen
fofortigen Erlaſſes eines Wahlgeſetzes unter Hinweiſung auf
die ungemeine Gährung im Lande überreicht worden. Da-
bei iſt es zu heftigen Aeußerungen gekommen. Stuüve hat
ſich zu der Behauptung hinreißen laſſen: „die Gährung im
Lande ſei nur durch betrugeriſche Vorſpiegelungen und
durch die Luge hervorgebracht.“ Er hat die Deputation
mit den lebhafteſten Aeußerungen des Unwillens empfan-
gen. Ein Mitglied der Deputation hat ihm ins Geſicht
ſein Benehmen fur brutal und alle Formen der gewohnli-
chen Hoflichkeit vergeſſend erklärt. Nach Niederſetzung der
Verfaſſungs-Commiſſion hat ſich unſere Standeverſamm-
lung heute bis zum 8. Mai vertagt.

Wien, d. 18. April. Der Entwurf unſerer Conſti-
tution, wie er bereits, ohne offiziell zu ſein, circulirt,
muß allen Anforderungen genuügen, welche Oeſterreich bei
der verwickelten Lage ſeiner provinziellen Jntereſſen fur den
Augenblick ſtellen kann. Mögen ſich auch jetzt ſchon Stim-
men gegen das Zweikammerſyſtem geltend machen, wer die
Verhältniſſe Oeſterreichs kennt und verſteht, ſtimmt unbe-
dingt dafuür; überhaupt ſind verdächtige Jndioiduen uner-
müdlich thätig das Vertrauen in die Regierung auf jede
denkbare Weiſe zu untergraben. Folgendes ſind die Grund
zuge des Verfaſſungsentwurfs: 1) Sämmtliche Provinzen

mit Ausnahme von Ungarn Kroatien, Slavonien, Sieben
buürgen und vorläufig der italieniſchen Provinzen bilden ein
untheilbares Ganze. 2) Die Gebietseintheilung wird bel
behalten. 3) Die Perſon des Kalſers iſt. unverletzlich. 4)
Der Kaiſer hat volle Gewalt über Land und Seemacht,
das Recht Krieg und Frieden zu ſchließen. 5) Verträge
mit fremden Mächten nur mit Zuſtimmung der Kammern
6) Begnadigung und Belohnung nur auf Antrag der Kam-
mern. 7) Oeffentliches und mundliches Verfahren. Schwur-
gerichte. Richter unabſetzhar. 8) Die Sanctlon aller Ge
ſetze ſteht dem Kaiſer zu. 9) Alljährliche Reichsverſamm
lung. Der Kaiſer kann ſie auflöſen, vertagen, muß ſie
aber in beſtimmter Friſt wieder einberufen. 10) Alle Staats
bürger genießen Freiheit des Glaubens, der Rede, Preſſe,
Pet tion, Aſſociation, innerhalb der durch die Geſetze be
ſtimmten Schranken. 11) Volle Religions und Gewiſſens
freiheit. 12) Freie Religlonsübung des chriſtlichen und jü
diſchen Cultus. 13) Gleichheit vor dem Geſetze. 14) Ver-
antwortlichkeit der Miniſter. 15) Die Geſetzgebung iſt in
den Händen des Kaiſers und der Kammern. 16) Iſt ſich
fur ein Zweikammerſyſtem auszuſprechen. Mitglied der I.
Kammer: durch Geburt, großen Grundbeſitz, Ernennung
des Landesfurſten und Wahl. Wahlbar in die II. Kam
mer alle Staatsburger. 17) Beide Kammern können Ge
ſetzvorſchläge machen. 18) Alle Geſetze bedürfen der Zu
ſtimmung beider Kammern. 19) Nationalgarde. Das
Wahlgeſetz vom erſten Reichstage zu beſtimmen. Dies Al-
les iſt noch nicht offiziell und wird erſt ln wenigen Tagen
publicirt werden.

Trieſt, d. 19. April. Vorgeſtern wurden die Dorfer
Straſoldo und Visco von einem ziemlich ſtarken Jnſur-
gententrupp angegriffen, der ſchon in den vorangehenden
Tagen wiederholentlich Ausfaälle aus Palmanuova gemacht
hatte. Der Haufe beſtand groößtentheils aus ubergetretenen
Jtalienern, die in der kaiſerlichen Montur ihren frühern
Waffengefährten entgegengingen. Die öſterreichiſchen Vor
poſten beſtanden mit tapferer Ausdauer ein längeres Ge
fecht mit den Jnſurgenten, und waren im Stande, ſich ge
gen die Ueberzahl der Andringenden in dem groößten Theile
des Dorfes Visco zu behaupten. Als zuletzt oöſterreichiſche
Verſtärkungszuge ankamen, wurde auch der andere Theil
des Ortes wieder genommen und der Feind gänzlich zuruck-
geſchlagen. Mehre Häuſer mußten einzeln geſturmt wer
den; in einem derſelben brach Feuer aus, welches ſchnell
um ſich griff. Darauf ruckte Generalmajor Furſt Schwar-
zenberg mit einem Theil ſeiner Brigade von Visco in das
venetianiſche Gebiet nach Privano, das nach geringem Wi-
derſtand in ſeine Hände fiel, obwohl der Platz ſich in ſehr
gutem Vertheidigungszuſtande befand und namentlich mit
Munition reichlich verſehen war. Ein Theil der Brigade
Schulzig bemachtigte ſich zu gleicher Zeit ohne bedeutenden
Widerſtand des Ortes Jalmico, welcher ebenfalls jenſelt
der friauler Grenze im venetianiſchen Gebiete liegt und bei
dieſer Gelegenheit ein Raub der Flammen wurde. Unter
den Gefangenen befinden ſich viele Ueberläufer des Batail
lons Erzherzog Ferdinand Victor, inſurgirte Bauern aus
der Gegend von Belluno, Schutzen mit vortrefflichen gezogenen
Röhren, und als Curioſum auch ein römiſcher Nationalgardiſt
in päpſtlicher Uniform. Die Zahl der beiderſeits Gefalle-
nen iſt nicht genau ermittelt. Oeſterreichiſcherſeits beklagt
man den Verluſt des Hauptmanns Grimm vom Jnfante-
rieregiment Furſtenwärther, eines tapfern Veteranen aus
der Zeit der franzöſiſchen Kriege; beim Sturm von Vieco
ward er im heldenmüthigen perſönlichen Kampfe von zwei



Kugeln niedergeſtreckt. Am 17. April Abends bivouakirte
das Jſonzocorps in folgender Vertheilung: Die Brizade
Schulzig um Nugaredo und Jalmico, die Brigade Schwar-
zenberg um Visco und Privano, die Brigade Culoz bei
Verſa zwiſchen den Gebirgsbächen Jndrio und Torre. Das
Hauptquartier des Grafen Nugent war in Romans.
Geſtern Nachmittag ſah man hier vom Kaſtell aus in der
Gegend des Kriegsſchauplatzes mehre Rauchſaulen aufſtet
en, die ſich längere Zeit erhielten. Heute verbreitet ſich
ier das unverburgte Gerücht, daß Palmanuova von den

Oeſterreichern genommen ſei und das Schloß Udine in
Flammen ſtehe. Sichern Nachrichten zufolge hat Sar-
dinien darauf verzichtet, gegen Oeſterreich einen Seekrieg
7 fuühren und deſſen Häfen zu beläſtigen. Dieſer Ent
chluß dürfte auf die Einſprache der britiſchen Regierung

gefaßt worden ſein.
Frankfurt a. M., d. 21. April. Aus ſicherer Quelle

vernehmen wir, daß die energiſche Betreibung der ſchles-
wigholſteiniſchen Sache von Seite Preußens nicht ſowohl
von den Herren Camphauſen und Hanſemann als vielmehr
von dem Könige ſelbſt unmittelbar und Herrn v. Arnim aus
geht. General Wrangel iſt zum Oberbefehlshaber der
Truppen in SchleswigHolſtein ernannt worden. England
hat in Berlin ſeine Vermittelung in Betreff Dänemarks an
geboten iſt aber von dem preußiſchen Kabinette bedeutet
worden, daß der Krieg nach Beſchluß des deutſchen Bun
des gefuhrt werde, und die Vermittelungsvorſchläge daher
in Frankfurt anzubringen ſind. So wären wir nun end
lich einmal thatſächlich auf den Standpunkt gekommen, den
die deutſche Bundesverſammlung ſchon im Jahr 1817 hätte
einnehmen ſollen. Seit einigen Tagen beſchäftigt ſich die
Bundesverſammlung ſehr ernſtlich mit der Erwerbung eini
ger Kriegsdampfboote. Sehr kräftig ſollen ſich beſonders
Baiern und Baden fur dieſe Maßregel ausgeſprochen haben.
Andere Staaten ſollen Bedenken tragen, der Bundesver-
ſammlung einen unbeſchränkten Kredit fur dieſe Ausgabe
u geſtatten. Dieſes Bedenken wurde ſchwinden, wenn derSunfelgeraueſchuß erklären wurde, daß alles, was von dem

Bunde in dieſer Beziehung aufgewendet werden wurde, von
ihm als ein nothwendiger Aufwand im Jntereſſe der Ge-
ſammtnation anerkannt, und die Bundesverſammlung von
ihm aufgefordert wurde, ohne weiteres fur die Aufbringung
der erforderlichen Mittel Sorge zu tragen. Von Bremen
ſind Bevollmächtigte hier angekommen um der Bundesver-
ſammlung in obigem Betreffe Vorſchläge und Anerbietun-
gen zu machen.

Aus der Ortenau, d. 20. April (Morgens). Der
Stand der Dinge in Offenburg iſt räthſelhaft. Man
ſagt, in einer Burgerverſammlung habe nur z0 der Bur
ger fur die Republik und o dagegen geſtimmt; dagegen
iſt nun heute eine Proklamation verbreitet, welche geſtern
Abend in Offenburg ausgetheilt wurde und folgendermaßen
lautet:

Erklärung der Stadt Offenburg. Jn dieſen
mächtig bewegten Zeiten bringt jeder Tag neue Ereigniſſe, er
zeugt jede Stunde neue Bedürfniſſe. Das politiſche Leben dringt
aller Orten mit größerer oder geringerer Kraft auf die freie,
republikaniſche Geſtaltung. Die Aufregung im Seekreiſe pflanzt
fich fort und fort durch die Gauen unſers Vaterlandes. Die
Theilnahme am Schickſale der Beſtrebungen der beiden Volks
männer Hecker und v. Struve erhält ſich beſtändig wach und
ihre Jdeen finden einen ſtets größern Kreis von Anhängern.
Dieſes und der unerwartete Schritt eines größern Theiles un
ſerer hiefigen Bürgerſchaft in verfloſſener Nacht drängt uns

J

heute zu der offenen Erklärung Offenburg gehört zu den Städ
ten des Landes, wo ſich kräftige Sympathien für die republi-
kaniſche Staatsform im größten Theile ſeiner Einwohner finden.
Offenburg will dieſes hiermit ausſprechen, ohne übrigens darauf
einzugehen, ſogleich die Republik zu verkünden und ſeine hier
beſtehenden ſtaatlichen Einrichtungen zu ändern. Hierin liegt
der Ausdruck ſeines Sinnes für Ordnung und ſeiner Freiheits-
beſtrebungen, welche ſich durch die Nationalverſammlung oder
doch nur Hand in Hand mit denen der größern Schweſterſtädte
verwirklichen ſollen. Offenburg will Freiheit, aber auch Ord-
nung und Einheit des Vaterlandes. Gott mit uns! Beſchloſ
ſen in der allgemeinen Bürgerverſammlung. Offenburg, am
19. April 1848.

Man ſieht, daß ſich Offenbach in dieſer Proklamation
die Republik ausdrucklich vorbehält. Es heißt, von Frank
furt werde ein Mitglied des Funfziger- Ausſchuſſes mit au
ßerordentlichen Vollmachten erſcheinen, um die Sache in
Ordnung zu bringen.

Die neueſten Berichte aus Baden beſtätigen die voll
ſtändige Niederlage der Rebellenhaufen unter Hecker und
Struve, ſo wie den Tod des hochgeachteten Generals von
Gagern. Hecker iſt der Basler Zeitung zufolge am 21.
über Rheinfelden in Baſel eingetroffen; Willich iſt bei
Kandern geblieben ſeine Leiche und die eines andern Fuüh-
rers wurde auf einem Wagen dahin gebracht.

Dänemark.
Der Hamb. Correſpondent meldet aus Kopenhagen

vom 19. April, daß der König ſich auf ſeiner Reiſe eine
Erkältung zugezogen hat und wie das von dem Dr. Lund
unterzeichnete Bulletin ſagt, an einer Bruſt-Entzundung er-
krankt iſt.

Niederlande.
Aus dem Haag, d. 19. April. Heute Morgen iſt

der Fürſt v. Metternich mit ſeiner Gemahlin von hier
über Rotterdam nach London abgereiſt.

Jtalien.
Trieſt, d. 15. April. Aus ſicherer Quelle erfahren

wir daß in Folge eines Proteſtes des britiſchen Miniſters
in Neapel die dort beabſichtigt geweſene Sendung eines
Hülfskorps von 12,000 M. nach der Lombardei unterblie
ben iſt. Um ſo weniger kann von einer Opergtion zur See
gegen Trieſt die Rede ſein.

Die proviſoriſche Regierung der venetianiſchen Republik
veröffentlicht das nachfolgende Bulletin: Venedig, d. 14.
April Morgens. Den 11. April iſt zwiſchen Soma und Zu-
gazzano ein blutiges Gefecht vorgefallen, wobei die Pie-
monteſen den Oeſterreichern bedeutende Verluſte an Todten
und Gefangenen beibrachten. Den 12. April wurde mitten
unter haufigem auf mehreren Punkten der Provinz Vicenza
vorgefallenen Kanonendonner gegen 6 Uhr Abends eine Explo-
ſion vernommen, welche, wie es ſcheint, aus dem Auffliegen
des in den Umgebungen von Verona zwiſchen S. Martino und
Bosco geſtandenen Pulverthurms entſtanden iſt. Zu Boni-
facio und Tombetta iſt von Seiten des Feindes alles Zugvieh
und Fuhrgeraäthe, in der Abſicht wahrſcheinlich, die nach Verona
beſtimmten Mundbedurfniſſe fortzuſchaffen, requirirt worden.
Selbſt der Vorſpann der Reiſenden, denen bedeutet wurde,
ſich bis auf weitere Anordnung von ihren Gemeinden nicht zu
entfernen, iſt davon nicht ausgenommen worden. Auch von
Mantug aus, deſſen Beſatzung ſich auf 6000 Mann belauft,
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werden bis auf acht Meilen im Umkreiſe Rinder und Schafe
eingetrieben. Die Verbindung zwiſchen Verona und Mantua
iſt durch zahlreiche Schaaren von Piemonteſen und Lombarden
unterbrochen. Zweihundert papſtliche Soldaten ſind zu Ponte
Molino angekommen, brachen die Brücke über den Tartaro
ab und rückten dann nach Sanguinetto und Nogara vor. Jn
Trient war der Befehl angelangt, 14 Geſchütze aus dem dor-
tigen Kaſtelle nach Giudicarie zu entſenden, wo es zwiſchen
Schweizern und Oeſterreichern zu einem für letzere nachtheili-
gen Gefechte gekommen ſein ſoll. Den 12. April dauerte der
Kampf zwiſchen Piemonteſen und Oeſterreichern fort, obwohl
die Piemonteſen den errungenen Boden behauptet und im Laufe
des Tages viele Vortheile erkämpft hatten, ſo verloren ſie
gegen Abend dennoch (und wie es heißt, abſichtlich) drei Ka-
nonen und eine Fahne, welche übrigens den Oeſterreichern
viele Leute koſteten. Bis über Mitternacht dauerte das Ein
führen von Verwundeten nach Verona fort. Das Gefecht fiel
zu Doſſo, Buono, Vizaſio, fuünf Miglien von Verona vor.
Gegen Abend zogen ſich die Oeſterreicher theils nach Verona
und theils unter die Mauern dieſer Feſtung zurück. Zwiſchen
6 und 7 Uhr ſchlugen ſie zwei Brücken über die Etſch, naäm-
lich eine bei Chievo und die andere zu Arquaro, eine Miglie
weit von Verona. Um 9 Uhr des namlichen Abends ruückten
aus dem alten Kaſtelle bei dem nach Campagnola führenden
Thore 2000 Mann (groößtentheils italieniſche Grenadiere) aus
zur Escortirung der letztern folgten ungariſche Huſaren mit
ſechs Geſchutzen; ein zweites Cavalleriecorps ruückte ebenfalls
aus den Thoren Porta Nuova, Vittoria und S. Zeno auf
der Circumvallationslinie aus auf dem Rückzuge wurde das
Land mit Brand und Pluünderung verheert. Ein Corps
Schweizer hat auf dem Wege nach Tirol über den Garda-See
geſetzt. Es wird mit Beſtimmtheit gemeldet, daß zu San-
guinetto, im Bezirke von Legnago, 8000 Papſtliche angekom-
men ſeien. Am 13. April hat der Kampf am Etſchfluſſe ſchon
um 5 Uhr Morgens begonnen das Gefecht war heiß bei Chievo,
eine halbe Miglie von der Feſtung, und ſelbſt von den Wallen
der letztern wurden einzelne Kanonenſchüſſe abgefeuert, als um
8 Uhr die Eſtaffette abging. Jn Policella, jenſeit der Etſch,
ſtanden bis 12 Uhr viele Piemonteſen.

Frankreich.
Paris, d. 18. April. Vom Platze des Stadthauſes

halb 5 Uhr Abends. Jmmer noch umſtehen Volksmaſſen
das Stadthaus, Jeder glaubt vor den Fenſtern des Re-
gierungs-Sitzes die näheren Urſachen der mächtigen Bewe
gung erfahren zu können die Paris ſeit drei Tagen in ei-
nen Zuſtand gefährlicher Spannung verſetzt. Ein großer
Theil der Nationalgarde befindet ſich immer noch unter den
Waffen, und nur die Beſorgniß um das allgemeine öffentliche
Wohyl, und näher die Wahrung des eigenen Heerdes, erklärt die
ſes maſſenhafte Rennen zu den Waffen, ſobald die Trom-
mel ſich vernehmen läßt. Die Nacht iſt auch in der That
nicht ohne Exceſſe vorubergegangen, und man hat ernſtli
che Verſuche gemacht, den Poſten der dritten Legion auf
dem Platze des petits pères zu entwaffnen. Einen anderen
in der Straße Montorgueil hat man verbrennen wollen.
Die Anti-Communiſten wollten in der Nacht auch Cab t
verhaften er aber veröffentlicht heute einen Brief an die
Regierung, in welchem er behauptet, an der ganzen Be-
wezung durchaus keinen Antheil zu haben. Er verlangt
eine Unterſuchung.“ Die Betheuerungen der Communi-
ſten: keine feindliche Abſicht gehabt zu haben, beweiſen nach
einer ſo entſchiedenen, wenn auch auf friedlichem Wege er
littenen Niederlage nichts. Die Regierung wurde ſich huü

ten, ohne hinreichenden Grund ganz Paris unter die Waf
fen zu rufen. Uebrigens iſt geſtern Abend in einem der
Clubs Lamartine's Kopf gefordert worden und das Votum
iſt fur den Antrag ausgefallen.

Der Moniteur« bringt morgen zwei Regierungsde
crete, welche mehr als 100 Generale, Oberſten und Oberſt
lieutenants der Armee penſioniren. Die Zahl der in den
Departements befehligenden Gererale ſoll auf die Hälfte
herabgeſetzt werden und ein einziger BrigadeGeneral min
deſtens zwei Departements unter ſich haben. Durch alle
dieſe militäriſchen Beſchränkungen wird man jährlich 1
Millionen Frs. erſparen.

Paris, d. 20. April. Das Fahnenfeſt auf dem
Marsfelde. Heute früh um 7 Uhr wurde in allen Thei
len von Paris Generalmarſch geſchlagen und gegen 9 Uhr nah
men die Nationalgarde des Seinedepartements, die modile Na
tionalgarde, die unbewaffneten Bataillone der Arbeiter der
tionalwerkſtätten 40,000 Mann ſtark und die in der Um-
gegend untergebrachten Truppen aller Waffen, welche jetzt
in die Stadt einzogen, die ihnen angewieſenen Stellungen
ein. Die eine gewaltige Colonne zog über die Boulevarde,
die andere über die Quai's. Um 10 nahmen die Mit
glieder der Regierung unter Kanonendonner auf der vor
dem Triumphbogen errichteten und mit 4 bis 500 Fahnen
geſchmückten Eſtrade ihre Plätze ein. Hinter der Eſtrade
war ein mit Damen und Burgern dicht beſetztes Amphi-
theater, auf zwei anderen Amphitheatern zu beiden Sei-
ten befanden ſich die Beamten und ſonſt eingeladenen Per
ſonen. Sämmtliche Stabs- Offiziere waren vor der Eſtrade
verſammelt. Die Fahnen-Vertheilung, welche unter Kano-
nenſchuſſen und Militärmuſik ſofort begann, dauerte zwei
Stunden. Das Defiliren, welches darauf folgte und erſt
um 8 Uhr beendigt ſein wird, bot ein merkwurdiges Durch-
einander: Nationalgarde, Truppen, Mobilgarde, Arbeiter,
Reiterei aller Art, waren in wunderbarer Bruderlichkeit
verſchmolzen. Unter den Seitenhallen des Triumphbogens
waren wohl verſorgte Buffets aufgeſtellt. Paris bot heute,
da alles Fahren unterſagt war, das Ausſehen einer Pro
vinzſtadt. Die Ordnung iſt, ſo viel man bis jetzt weiß,
nirgendwo geſtoört worden.

L. Blanc wurde vorgeſtern vor dem Stadthauſe von
der 10. Legion der Nattonalgarde, die eben defilirt hatte,
mit dem einmüüthigen und donnerden Rufe: Nieder mit den
Communiſten! empfangen. Er that einen Schritt zuruck,
nahm den Hut ab und ſagte mit vor innerer Erregung zit-
ternder Stimme: Wer ruft hier Nieder? Wer läßt unter
uns dieſen Spaltungsruf hören Nieder mit Niemand!
Vereinigen wir unſere Stimmen in dem einzigen Rufe der
Einheit und der Liebe Es lebe das Volk! Die einzige
Antwort auf ſeine Worte war die Wiederholung des Ru-
fes: Nieder mit den Communiſten!

Der Moniteur« enthält heute folgende Aktenſtücke:
1) Eine Proclamation, worin die proviſoriſche Regierung
den Bürgern ihren Dank fur den bewiteſenen Eifer abſtat-
tet. Der 16. April wird darin dem 17. März an die Seite
geſtellt und als abermaliger Rettungstag der Republik be
gruüßt. 2) Ein Deeret, das auf die Verbruderung der
Armee mit der Nationalgarde oder auf die ſogenannte Fah-
nenweihe vom 20. April (uübermorgen) Bezug hat. Es er-
klärt dieſen Tag als einen Feſttag, an welchem die Bank,
Börſe, Schulen und Gerichtshöfe geſchloſſen ſein müſſen.
Alle Wechſel, die an dieſem Tage verfallen, ſind erſt den
folgenden Tag zahlbar.



Großbritannien und Jrland
London d. 18. April. Jm Unterhauſe. wurde geſtern

die ſchleswigholſteinſche Angelegenheit zur Sprache gebracht.
Herr Wilſon interpellirte den Miniſter des Auswärtigen
darüber und fragte, ob die Regierung Mittheilungen über
das Einrücken preußiſcher Truppen in Holſtein erhalten ha-
be, ob Dänemark die Elbmündung blokiren und ob Eng
land in dem Kampfe Deutſchlands mit Dänemark nicht
Permitteln werde. Lord Palmerſton, eine beſtimmte Erkla
rung über die Abſichten der britiſchen Regierung vermei-
dend, erwiederte darauf: „Jhrer Majeſtät Regierung hat
mehrere Mittheilungen, ſowohl von der däniſchen, wie von
der preußiſchen Regierung uüber dieſe Angelegenheit erhal-
ten wir haben in der That mit beiden Regierungen unter
handelt. Der Wunſch Jhrer Majeſtät Regierung iſt na
türlich geweſen, ihre guten Dienſte anzubieten und dadurch,
wenn es möglich wäre, jene Differenzen zu einem freund-
ſchaftlichen Abſchluß zu bringen. Wir haben deshalb der
däniſchen, wie der preußiſchen Regierung angedeutet, daß,
wenn unſere guten Dienſte zu dieſem Zweck beitragen koönn-
ten, wir mit Freuden ſie leiſten wurden. Jch mochte nach
der Stimmung, welche beide Parteien an den Tag legen,
hoffen daß jenes Anerbieten angenommen werden wird.
(Hört, hört!) Nichts wäre gewiß mehr zu beklagen, als
wenn der Friede Europa's wegen einer Zuwiſtigkeit dieſer
Art geſtört werden ſollte. (Hört, hört!) Was die Frage
anbetrifft, ob die däniſche Regierung uns von ihren beab-
ſichtigten Operationen zur See etwas mitgetheilt habe, ſo
halte ich es allerdings fur wahrſcheinlich wenn die Feind-
feligkeiten fortdauern daß die däniſche Regierung, welche
ſtark zur See iſt, zu Maßregeln ſchreiten werde, den preu-
ßiſchen Seehandel zu ſtören, möglicherweiſe auch den von
Hamburg, wenn Hamburg thaätigen Antheil am Kriege neh-
men ſollte. Wenn indeß dieſe Angelegenheit der Gegenſtand
friedlicher Unterhandlung werden ſollte, ſo kann man hof-
fen, daß keine Unterbrechung der Art ſtattfinden werde.
Ich habe keine amtlichen Nachrichten von dem Ueberſchrei
ten der holſteiniſchen Grenze durch preußiſche Truppen er
halten, halte es aber nach anderen Berichten nicht fur un
wahrſcheinlich, daß der Uebergang ſtattgefunden habe.

In der heutigen Sitzung des Oberhauſes erklärte Lord
Lansdowne ruckſichtlich der Lage Jrlands und der Waffen
bill zum Schutze der Krone befragt, daß kein Verein ſich
in Irland geſetzlich bewaffnen durfe, ohne vorherige Zu
ſtimmung des Lord Lieutenants. Dieſes Verbot ſei aus-
drücklich von den irländiſchen Gerichtshoöfen beſtätigt wor-
den. Demnach habe die Regierung alle Klubiſten arretiren
laſſen die bewaffnet erſchienen.

(Eingeſandt.)
Jn einem Artikel vom 19. d. M. in Nr. 94 des Halli-

ſchen Courier, auf deſſen übrigen Jnhalt ich nicht näher ein
gehen will, äußert Herr Dr. Anton Sprengel:

daß die Möglichkeit, den Ausfall, welcher durch die Frei
laſſung der jetzt mit 5 Sgr. und 13 Sgr. ſteuernden Per
ſonen entſtehen würde, durch die in den höhern Klaſſenſteuer
ſtufen ſteuernden Perſonen zu decken, mir einleuchten werde,
wenn ich annähme, daß Mittelſätze in den 10 höchſten Steuer
ſtufen einträten und kein Maximum mehr angenommen werde.

Hierauf erwidere ich daß ich mit ihm Zwiſchenklaſſen mindeſtens
zwiſchen den höhern Steuerſtufen, und ebenſo neue Stufen über
die höchſte Stufe von 12 Rthlr. monatlich hinaus für ſehr
wünſchenswerth halte, weil dadurch eine gleichmäßigere Beſteue-
rung erzielt und der Vorwurf beſeitigt werden würde, daß die

Reichen durch das Geſetz begünſtigt ſeien. Dagegen glaube ich
nicht, daß durch eine ſolche Einrichtung eine weſentliche Erhö
hung des Geſammtertrages der Klaſſenſteuer erreicht werden
könnte, ſo lange nicht in allen Klaſſen, nicht blos in den höch
ſten Stufen das G.ſammteinkommen der Beſteuerten in einem
weſentlich höhern Maaße als bisher zur Beſteuerung gezogen
wird. Mittelſtufen z. B. von 10 zwiſchen 12 und
8 von 6 zwiſchen 8 R und 4 von 3 zwiſchen 4 und 2 A u. ſ. w. würden, ſo lange die Beſteue
rungs Grundſätze nicht im Allgemeinen geändert werden, eben
ſo viele Herabſetzungen als Heraufſetzungen zur Folge haben
müſſen ſo daß der Geſammtdetrag der Steuer dadurch nicht
weſentlich geändert werden dürfte. Was nun aber die höhern
Steuerſtüfen über 12 monatlich hinaus betrifft, ſo iſt es
ein ſehr verbreiteter Jrrthum, daß durch die niedrige Beſteue
rung der ausgezeichnet reichen Perſonen, welche jetzt bei einem
noch ſo großen Vermögen nie mehr als 12 monutlich geben,
das St,ueraufkommen weſentlich verringert werde. Der ſehr
reichen Leute giebt es der Zahl nach nur wenige, zumal auf
dem platten Lande und in den kleinen Städten, denn die reich
ſten Gutsbeſitzer wohnen meiſtens nicht auf ihren Gütern, ſon
dern in den großen Städten. Werden dieſe Wenigen auch noch
ſo hoch angezogen, ſo kommen dadurch dennoch keine großen
Summen auf.

Jn der erſten Steuerſtufe, zu welcher ein Vermögen von
etwa 60,000 und mehr qualifizirt, ſteuern in der ganzen
preußiſchen Monarchie nur etwa 350 Perſonen. Jn der zweiten
Steuerſtufe, wo das Einkommen der Beſteuerten auf mindeſtens
40,000 angenommen wird, nur etwa 750 Perſonen. Jn
der dritten Stufe, wo ein Vermögen von wenigſtens 30,000
als vorhanden vorausgeſetzt wird, nicht viel mehr als 3500
Perſonen.

Jm ganzen preußiſchen Staate iſt der jährliche Ertrag der
Klaſſenſteuer“)

a. in der 1. Steuerſtufe à 12 monatlich circa 50,000
b. in der 2. Steuerſtufe à 8 775,000
c. in der 3. Steuerſtufe à 4 175,000
d. in der 4. Steuerſtufe à 2 2300,000
e. in der 5. Stenerſtufe à I 2300,000
f. in der 6. Steuerſtufe à 1 2600,000

in den 6 erſten Stufen aiſo 1,500,000
Jn den 6 unterſten Steuerſtufen kommen ungefähr 6,200,000

auf, ſo daß der Geſammtbetrag der Steuer circa 7,700,000
iſt.

Es fehlt mir leider an Unterlagen, um den Ertrag jeder
der untern 6 Steuerſtufen für den ganzen Staat anzugeben.
Nach den Ergebniſſen im Saalkreiſe, die ich unterm 15. d. M.
veröffentlicht habe, dürfte der Ertrag der beiden unterſten Steuer
ſtufen etwa 2,500,000 ſein. Jch glaube aber, daß er viel
höher iſt, und ſich mindeſtens auf 3,000,000 ſtellt, da die
Anzahl der ärmern Einwohner gewiß nicht größer, die der wohe
habendern aber jedenfalls viel größer im Saalkreiſe iſt, als in
den meiſten andern Kreiſen der Monarchie.

Sollen nun di ſe 3,000,000 (oder, wenn Jemand dieſe
Summe zu hoch hält, dieſe 2,500,000 durch Freilaſſung
der beiden letzten Steuerſtufen in Ausfall kommen, ſo leuchtet
wohl ein, daß durch höhere Heranziehung der circa 350 Per
ſonen, welche jetzt à 12 monatlich circa 50,000 jähr
lich zahlen, nicht viel zu erlangen iſt, und daß ſelbſt die ſchärfſte

Jch habe dieſe Data aus der Denkſchrift entnommen, welche
dem erſten vereinigten Landtage von der Regierung mit der Propo
ſition wegen Einführung einer Einkommenſteuer vorgelegt wurde,
die Zahlen jedoch der beſſern Ueberſicht wegen abgerundet.
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Heranziehung der in der zweiten und dritten Stufe ſteuernden
Perſonen deren Anzahl doch immer nur gering iſt, mit denen
der erſten Stufe zuſammen nur ein Plus von einigen 100,000
ergeben würde. Die vermehrte Steuer dürfte alſo hauptſächlich
durch die in den mittlern Klaſſen von der 4. bis zur 10. Stufe
ſteuernden Perſonen aufzubringen ſein, weil dieſe durch ihre
Menge eher eine größere Summe übertragen können. Dieſe
Mittelklaſſen der Bevölkerung unſeres Staats, die einen monat-
lichen Steuerbetrag von 2 bis 73 zahlen würden es
alſo immer ſein, durch deren erhöhte Heranziehung der Ausfall
zu decken wäre, und das iſt nicht anders möglich, als wenn
von deren Geſammteinkommen ein höherer Steuerbeitrag ge
fordert wird, als bisher. Dieſe Mittelklaſſen ſind indeſſen ſchon
jetzt nichts weniger als gering beſteuert, die letzten derſelben,
wo die Steuer 20 Sgr., 15 Sgr. 10 Sgr. und 7 Sgr.
veträgt, ſind gewiß verhältnißmäßig nicht geringer beſteuert, als
die beiden letzten Stufen in denen die Steuer ganz zu erlaſſen
jetzt verlangt wird. Es würde, wenn die in den letzten Stu
fen Steuernden ganz frei kommen ſollten, eine Forderung der
Gerechtigkeit ſein, dieſe nächſtfolgenden 4 Klaſſen in der Steuer
gleichfalls zu erleichtern. Jn dieſen 4 Stufen beträgt nun aber
die Steuer mehr als 3 Millionen. Eine Herabſetzung der in
denſelben ſteuernden Perſonen auch nur um des Steuerbe-
trags würde wiederum einen Ausfall von mehr als Einer Mil-
lion geben, welcher denn wiederum hauptſächlich von denen zu
decken wäre die mit 2 1 A und 1 M ſteuern.

Rechnet man nun hierzu noch daß in einer Zeit, wie die
jetzige iſt, die Höhe des muthmaßlichen Ausfalls bei den in
directen Steuern, worauf ich ſchon in meinem Aufſatze vom 15.
d. Mts. aufmerkſam machte, noch gar nicht zu überſehen iſt,
und daß, wenn dieſer Ausfall durch directe Beſteuerung gedeckt
werden ſoll, dieſe Deckung doch nur den in den höhern und
mittlern Stufen ſteuernden Perſonen auferlegt werden kann, ſo
leuchtet wohl ein, daß in dieſem Augenblick an einen Er-
laß der Steuer in den unterſten beiden Stufen weniger als je
mals zu denken iſt. Dies aber und nichts weiter habe ich in
meinem Auffatze vom 15. d. Mts. behauptet auch ausdrücklich
hinzugefügt:

daß eine Erleichterung der ärmern Volksklaſſen in der Steuer
ruhigeren Zeiten vorbehalten bleiben müſſe.

Es ſcheint mir recht wichtig daß Jeder, arm oder reich, es ſich
vollkommen klar mache, daß bei dem neuen Umſchwunge der
Dinge es ſich zunachſt um die Gewinnung und Wahrung gei-
ſtiger Güter handelt, nicht um die Erlangung und Sicherung
pecuniaärer Vortheile, und daß der Werth dieſer geiſtigen Güter
ſo groß iſt, daß ſie auch mit pecuniären Opfern, die in der näch-
ſten Zeit jedenfalls nicht ausbleiben können nicht zu theuer er-
kauft werden durften.

Daß Zeiten eintreten werden wo an eine Steuererleichterung
der ärmeren Einwohner gedacht werden kann bezweifle ich nicht.
Daß ſie bald eintreten mögen, hoffe und wünſche ich. Daß aber
eine ganzliche Steuerfreiheit aller derer, die jetzt 5 Sgr, und
weniger ſteuern jemals eintreten wöge, das hoffe und wünſche
ich nicht einmal denn ich bin der Meinung, daß es gar nicht
wohlgethan ſein wurde, irgend Jemanden, der im Stande iſt,
einen geringen Beitrag zu den Staatslaſten zu geben, ganz und
gar frei zu laſſen, irgend Jemandem die Genugthuung zu neh-
men, daß er eben ſo gut, wie der reichſte Einwohner, verhält
nißmaäßig ſeinen Beitrag zum gemeinen Beſten gebe.

Eben darum aber, weil ich ſo denke, und weil ich deshalb
grundſätzlich es nicht billigen wurde, nach Aufhebung der Mahl-
und Schlachtſteuer in den großen Städten, die ärmſten Einwoh-
ner dieſer Städte von directen Steuern ganz und gar zu entbin-
den, auf der andern Seite aber die Schwierigkeit der Heranziehung

derſelben zu ber geringſten directen Steuer in großen Städten
nicht verkenne, eben deshalb halte ich die gaänzliche Aufhebung
der Mahl- und Schlachtſteuer für ſehr dedenklich, und eine
Herabſetzung derſelben dem wohlverſtandenen Intereſſe der großen
Städte mehr entſprechend. Jch bin um ſo mehr dieſer Meinung,
da ich das gute Vertrauen, welches Herr Dr. Sprengel in die
Ehrlichkeit der Steuernden in Beziehung auf die richtige Decla
ration ihrer Einnahmen ſetzt, nicht theilen kann ſo ſehr es mich
freuen wurde, wenn hierin nicht er, ſondern ich irren ſollte.

Dabei verkenne ich keineswegs die Uebelſtande, welche mit
der Mahl- und Schlachtſteuer verbunden ſind, und die noch Nie
mand, namentlich auch in Beziehung auf die Jntereſſen des
platten Landes klarer dargelegt hat, als ein halliſcher Bürger in
einer vor einem Jahre erſchienenen kleinen Schrift, und wieder
hole hier nur, daß fur die Bewohner des Saalkreiſes ich nichts
mehr wünſchen kann, als daß die Mahl und Schlachtſteuer in
Halle bald ganz aufhören, und mit ihr die leidige Schranke zwi
ſchen Stadt und Land fallen möge.

Halle, am 20. April 1848.
Der Landrath des Saalkreiſes.

v. Baſſewitz.

(Eingeſandt.)
Ein braunſchweigiſcher Offizier, Herr A. Teichmüller,

hat den Vorſchlag gemacht, um eine deutſche Kriegsflotte bald
möglich zu machen, ſoll überall in ganz Deutſchland eine Sub
ſcription eröffnet werden, wobei ſich die Subſcribenten mit 2
und 1 Groſchen pro Woche betheiligen, ſo daß bei 40 Millio
nen Deutſchen etwa 5 Millionen Einwohner ſich bei dieſer
Subſcription betheiligen können. Angenommen, daß 1 Million
Einwohner 2 Groſchen gäbe, und 4 Mill. 1 Groſchen, ſo würde
die Einnahme von einem Jahre ſchon hinreichen, eine däni
ſche Flotte zu überbieten. Wir könnten auf dieſe Weiſe
in wenigen Jahren mehr Kriegsſchiffe haben, als unſere Häfen
bergen können.

An die Wähler der Stadt Halle
und des Saalkreiſes.

Es ſind mir zur Aufnahme in den Courier mehrere um-
fangreiche Einſendungen zugegangen, welche den Profeſſor
Duncker als Candidaten für die deutſche Nationalverſammlung
in Frankfurt den Wählern unſerer Stadt und des Saalkreiſes
dringend empfehlen. Mit Freude würde ich dem Wunſche der Ein
ſender nachkommen, hätte ſich nicht hier bereits wohl faſt allge
mein die Ueberzeugung gebildet, unſer Duncker ſei unbe
ſtritten der tüchtigſte Mann für den Poſten in
Frankfurt. Gewiß, wer in ſo hohem Maße wie Duncker
innere politiſche Durchbildung mit äußerer parlamentariſcher
Begabung, entſchieden freiſinnige Grundſätze mit Beſonnenheit
und Verſöhnlichkeit vereinigt, iſt vor Allen dazu berufen, bei
der Neugeſtaltung unſeres theuren deutſchen Vaterlandes ein
würdiger und wirkſamer Berather und Helfer zu ſein. Mehrere
unſerer Brüder aus dem Saalkreiſe, welche bei der Sitzung
des konſtitutionellen Clubs am 22. d. M. als eingeladene Gäſte
zugegen waren haben Gelegenheit gehabt, unſeren Duncker
dort perſönlich kennen zu lernen und wir dürfen hoffen, daß
der Eindruck, welchen die Erſcheinung dieſes Ehrenmannes auf
ſie gemacht nur ein günſtiger geweſen ſein werde. Schließlich
ergeht an Freund Duncker die Bitte, ſich baldigſt über ſein

politiſchen Anſichten ſelbſt auszuſprechen, wozu der Courier
ihm mit Freude ſeine Spalten darbietet,

Halle, den 25. April 1848. Schwetſchke.



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Jn den ſtädtiſchen und ländlichen Wahl
bezirken des Saalkreiſes finden am kom
menden Montag den 1. Mai d. J. Vor-
mittags um 9 Uhr die Wahlen der Wahl
männer ſtatt, welche demnächſt die Depu
tirten für die zur Vereinbarung der preu
ßiſchen Staatsverfaſſung zu berufende Ver
ſammlung und die Deputirten für die teut-
ſche National Verſammlung zu wählen
haben.

Da es wuünſchenswerth iſt, daß Nie-
mand behindert ſei, an dieſen Wahlen Theil
zu nehmen, ſo erſuche ich hierdurch ſämmt-
liche Behörden im Saalkreiſe auf kommen
den Montag keine Termine anzuſetzen, etwa
angeſetzte Termine aber wieder aufzuheben.
Da auch die Herren Beamten bei den Wah
len nicht werden fehlen wollen ſo werden
alle die, welche einen derſelben perſönlich
zu ſprechen wünſchen, hierzu eine andere
Zeit als den Vormittag des 1. Mai d. J.
zu wählen haben, und es gerechtfertigt fin
den, wenn ſie an dieſem Vormittage die
Geſchäftszimmer der Behörden geſchloſſen
finden.

Ebenſo ergeht hierdurch meine Bitte an
alle Fabrikherrn und andere Perſonen, wel
che Arbeiter beſchäftigen, Letztere, wo irgend
möglich am Montag Vormittag von ihren
gewöhnlichen Geſchäften zu dispenſiren, des
gleichen an die Dienſtherren und Meiſter,
ihre großjährigen Dienſtboten und Geſellen,
wo möglich von ihren Obliegenheiten wäh-
rend der Wahl zu entbinden, damit ſie im
Stande ſind, ihr Wahlrecht auszuüben.

Das von Sr. Majeſtät dem Könige un-
ſerm Allergnädigſten Herrn allen großjähri-
gen, unbeſcholtenen Männern huldbvoll ver
Uehene Recht, durch Wahl der Wahlmänner
mitzuwirk.in bei der Wahl der Deputirten
zu jenen beiden Verſammlungen, von deren
Beſchlüſſen die Zukunft Preußens und
Teutſchlands abhängt, iſt ein ſchönes eh-
rendes Vorrecht, deſſen Jeder, dem es ver
liehen worden, ſei er arm oder reich, vor
nehm oder gering, ſich dadurch würdig zu
beweiſen hat, daß er von der ihm ertheilten
Befugniß am 1. Mai d. Js. Gebrauch
macht.

Jch hoffe deshalb zuverſichtlich, daß Je-
der, den nicht dringende Abhaltungen ver
hindern es als eine Ehrenſache betrachten
wird, bei den Wahlen zu erſcheinen, um
ſein Wahlrecht auszuüben, und daß auch

die ſich nicht zurückziehen werden welche
genöthigt ſind,
Wahlorte zurückzulegen.

Halle, den 23. April 1848.
Der Landrath des Saalkreiſes.

v. Baſſewi t.

Die Erhebung des Stättegeldes auf den
Wochenmärkten und des Aufzugsgeldes auf

einen welten Weg zum
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den Viehmärkten hierſelbſt, auf den Zeit
raum vom 1. Juli d. J. bis zum 1. Juli
1851 ſoll einzeln oder zuſammen auf
den 27. April d. J. Vormittags 11 Uhr

auf dem Rathhauſe an den Meiſtbietenden
verpachtet werden. Die Bedingungen ſind
in unſerer Regiſtratur einzuſehen Nachge
bote werden nicht angenommen.

Halle, am 11. April 1848.
Der Magiſtrat.

Es können ſogleich in die Lehre treten
zwei junge kräftige Lehrlinge von rechtlichen
Eltern, welche Luſt haben die Windmüller-
profeſſion zu erlernen bei

Schladebach bei Merſeburg u. Hohen.
Gebr. J. und J. Funke.

Die Meldungen neuer Schüler für die
Lateiniſche Hauptſchule anzunehmen werde
ich an den Vormittagen des 26. 28. April
bereit ſein; die Prüfung derſelben wird
Sonnabend den 29. April früh um 8 Uhr
veranſtaltet. Die Eröffnung des Sommer-
halbjahrs erfolgt am 1. Mai.

Dr. Fr. A. Eckſtein.
Gegen vierfache Hypothek ſuche ich

15,000 die in Theilen von 3000,
4000 und 5000 auch paſſen.

J. G. Mann.
Für die neue Berliner Hagel-Aſſekuranz

nehmen auch in dieſem Jahre Verſicherun-

gen an Finger C Comp.
in Wettin.

Heute Abend 8 Uhr Verſammlung der
2. Compagnie im Fürſtenthal. Politz.

Ein mit guten Atteſten verſehener Kut-
ſcher findet einen Dienſt bei F. W. Preß-
ler, Strohhof Nr. 2102.

500 Thlr. auf gute Hypothek ſind aus
zuleihen Brüderſtraße Nr. 222.

Eine Kuh und Kalb iſt zu verkaufen
in Lettewitz Nr. I.

Feldſchlößchen.
Heute, Mittwoch, Geſellſchaftstag.

Einige Wispel ſchwarzes Roggenmehl
à Scheffel 22 Sgr. 6 Pf. bei F. Nitzſchke,
große Ulrichsſtraße Nr. 31.

Heute den 26. April Abends 6 Uhr
Verſammlung der 6. Compagnie im Schieß-

graben. Tieftrunk.
Ein Laden zu jedem Geſchäft paſſend, iſt

nebſt Wohnung und großen Räumen zu
verpachten.

Halle a/S. gr. Steinſtr. Nr. 130.

Einige Wispel geſunde Saamenkar-
toffeln verkauft der Schenkwirth Krü-
ger in Dammendorf.

Zehn Stück Mutterſchafe mit Lämmern
ſind zu verkaufen bei Benne in Trotha

Die Aufnahme der Schüler auf der
Fortbildungsſchule zu Quetz, für das Som
merhalbjahr 1848, findet ſtatt:

Sonntag, den 30. April.
L. Hildenhagen.

TITZZAI

Eine Schmiede iſt jetzt oder zu Johannis
kleiner Berlin Nr. 414 zu verpachten das
Handwerkszeug dazu kann käuflich über

nommen werden.

Gebauerſche Buchdruckerei.
dvd——vevdsvs—vvwooggewweſeeeooo o

Für die deutſche Hagelverſicherungs- Ge
ſellſchaft für Gärtnereien in Berlin neh
men Verſicherungen an

Finger C Comp.

Theater- Anzeige.
Einem hochgeehrtem Publikum erlaube

ich mir hierdurch ergebenſt anzuzeigen daß
ich von Herrn Heiſe das hiefige Sommer-
Theater pachtweiſe übernommen habe und
die Vorſtellungen Mitte Mai beginnen wer
den. Jch werde Alles aufbieten, um den
an eine gute Bühne zu machenden Anſprü-
chen zu genügen, ſo wie die Zufriedenheit
und das Wohlwollen der verehrten Theater
freunde zu erwerben.

R. Wirſing,
Director des Stadt- Theaters zu Magdeburg.

„J

FamilienNachrichten.
Verlobungs- Anzeige.

Als Verlobte empfehlen ſich nur auf
dieſem Wege allen Verwandten und Freun-
den

Wilhelmine Nagel,
Julius Schmidt.

Bernburg u. Halle, d. 24. April 1848.

Verlobungs- Anzeige.
Als Verlobte empfehlen ſich

Mathilde Opittz,
Friedrich Schiffmann.

Halle u. Eisleben, d. 23. April 18 18.

Verbindungs- Anzeige.
Unſere am 24. d. M. vollzogene eheliche

Verbindung machen wir hiermit unſeren
Verwandten und Freunden ergebenſt be

kannt und empfehlen uns ihrem gütigen
Wohlwollen.

Halle, den 24. April 1848.
Julius Kellner, Seilermeiſter.
Emilie Kellner geb. Wegner.
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Touſter

Mittwoch, den 26. April I8AS8.
Beilage zu Nr. 97 des Couriers, Hall. Zeitung für Stadt u. Land.

Bekanntmachungen.
Nachverzeichnete Briefe ſind an die de

ſignirten Empfänger nicht zu beſtellen gewe
ſen und deshalb zurückgeſchickt worden. Die
Abſender werden zur ſchleunigen Abholung
und Auslöſung hiermit aufgefordert.

1) An Hrn. Künne in Potsdam. 2)
An Hrn. Treſſe in Leipzig. 3) An
Hrn. Studioſus Alt dahin. 4) An Wil-
helmine Weichmann dahin. 5) An
den Schornſteinfegergeſellen Wolff in Noſ-
ſen. 6) An Hrn. Hauptmann in Grim-
ma in der Gölzermühle. 7) An Hrn. v. d.
Crone in Eilenburg. 8) An Hrn.
Zillich in Camminchen. 9) An Hrn.
Steinert in Wernigerode. 10) An
Wilhelmine Herbſt in Herbſt. 11)
An Frau Regierungsräthin Wagelt in
Marien werder. 12) An die Herren
Gebrüder Zink in Magdeburg. 13)
An den Bauer Gertner in Reinswalde.
14) An Hrn. Kempf in Gotha. 15) An
Hrn. Dr. Hans Locher in Berlin mit
6 Stück Napoleonsd'or. 16) An die Zinn-
gießer- Herberge dahin. 17) An Herrn

dahin. 18) An Auguſte
Teichmann in Berlin nebſt 1 Kiſte
A. S. sign. 12 t 20 Lth. 19) An den
Musketier Beinert in Vallendas.

Halle, den 22. April 1848.
Königl. Ober-Poſt-Amt.

Göſchel.
Folgende Dokumente, als:

1) die gerichtliche Pfandverſchreibung des
Majors Simon Moritz Louis von
Werder zu Merſeburg, d. d. Halle
den 20. März 1834 und ausgefertigt
den 23. deſſelben Monats und Jahres
über 4820 Gold, Lehnsſtamm, für
die lehnsfähige Descendenz des Majors
von Werder, eingetragen auf dem
Rittergute Sagisdorf Nr. 79 des Hy-
pothekenbuchs zu Reideburg, zufolge
Verfügung vom 23. März 1824 nebſt
Hypothekenſchein von demſelben Tage;

2) der Erbvergleich über den Nachlaß des
Tuchmachermeiſters Chriſtian Gott-
lob Ehrhardt, d. d. Halle den 27.
und ausgefertigt den 28. Juli 1827 als
Document über 150 von der Wittwe
Ehrhardt, geb. Dille, zu gewähren-
des väterliches Erbtheil des Auguſt
Friedrich Chriſtian Ehrhardt,
eingetragen auf dem Hauſe Halle
Nr. 29, zufolge Verfuägung vom 25. No-
vember 1828 nebſt Hypothekenſchein von
demſelben Tage

3) der Erbreceß vom 8. December 1828,
reſp. 14. März 1829 und ausgefertigt
den 31. März 1829 über 248 A 15
von Johann Andreas Hoffmann
zu Diemitz zu gewährendes elterliches

mann, 248 15 dergleichen der
Marie Caroline Hoffmann, und
248 15 dergleichen des Johann
Gottfried Salomon Hoffmann,
und ſonſtige Befugniſſe derſelben, einge

Erbtheil der Marie Roſine Hoff Halle Nr. 137 ex decreto vom 14.
November 1823 nebſt Hypothekenſchein
von demſelben Tage,

ſind verloren gegangen und es iſt auf de
ren Amortiſation von den Intereſſenten ange
tragen worden. Es werden daher alle Die

tragen auf dem Grundſtücke Diemitz
Nr. 41 ex deereto vom 16. Februar
1830 nebſt Hypothekenſchein von dem
ſelben Tage und Prioritäts-Erinnerungs-
Urkunde des Auszügers Andreas Köcke
zu Diemitz vom 8. December 1828
und ausgefertigt den 5. Januar 1830

4) der Erbreceß vom 20. Mai 1817 als
Document über 4 der Geſchwiſter
Roſine Charlotte und Heinrich
Wilhelm Eduard Richter zu Hal-
le, von ihrem Vater, dem Milchhänd-
ler Johann Gottlieb Richter hier,
zu gewährendes mütterliches Erbtheil,
eingetragen auf dem Hauſe Halle Nr.
137 ex decreto vom 5. Februar 1819,
ſo wie

5) der Erbreceß vom 12. und ausgefertigt
den 15. September 1823 als Document
über 10 der Geſchwiſter Dorothea
Friederike Auguſte und Doro-
thea Henriette Richter, von ihrem
Vater, dem Tuchmacher Johann Gott-
lieb Richter, zu gewährendes mütter-
liches Erbtheil, eingetragen auf dem Hauſe

jenigen, welche an den gedachten Forderun-
gen, reſp. Documenten als Eigenthümer,
Ceſſionare, Pfandgläubiger oder ſonſtige
Briefs- Jnhaber Anſprüche zu haben ver-
meinen, hierdurch vorgeladen, im Termine

den 25. Mai d. J. Vormittags 11 Uhr
vor dem Deputirten, Herrn Land und
Stadtgerichtsrathe Langerhanns, an Ge
richtsſtelle hierſelbſt, im Zimmer Nr. 6
perſönlich, oder durch gehörig legitimirte
Bevollmächtigte, wozu ihnen bei etwaniger
Unbekanntſchaft die Herren Juſtiz-Commiſ-
ſarien, Juſtizrath Quinque, Riemer
und Fritſch in Vorſchlag gebracht wer
den, zu erſcheinen, und ihre Anſprüche gel-
tend zu machen, widrigenfalls die Ausblei-
benden mit ihren etwaigen Anſprüchen prä-
cludirt, und die vorgedachten Documente
werden amortiſirt werden.

Halle a/S. den 3. Februar 1848.
Königl. Preuß. Land- u. Stadt-

gericht.
Der erſte Prozeß- Richter

Langerhanns,
Land und Stadtgerichts-Rath.

Warnung an
Der König will die reine, die ungetrübte Stimme ſeines Volkes anhören.

alle Urwähler.
Darum

hat er bei der Wahl der Abgeordneten in den neuen Landtag die freie, geheime Ab-
ſtimmung durch Stimmzettel anbefohlen. Aber der Abgeordnete wird nicht unmit-
telbar, ſondern erſt durch Wahlmänner gewählt. Dher kommt es lediglich darauf
an, daß jeder Wahlbezirk am 1. Mai die richtigen Wahlmänner ausſucht.
Wer es alſo mit ſeinem Könige redlich meint und es beſſer haben will, wie es
geweſen iſt, der beherzige folgende Winke:

1) Alle Männer eines Wahlbezirks müſſen ſofort zuſammentreten und ſich vor dem
1. Mai über den aus ihrer Mitte zu wählenden Wahlmann verſtändigen.

2) Sie dürfen dazu keinen Finſterling, ſondern einen redlichen und nicht käuflichen,
ſchlichten Bürgers- oder Bauersmann aus ihrer Mitte ausſuchen; um Gottes
Willen aber nicht den Wahlcommiſſarius oder din dieſer etwa vorſchlägt oder
andeutet.

3) Es bleibe keiner am 1. Mai beim Wahltermin aus, denn wer nicht da iſt,
deſſen Stimme kann der König nicht hören.

4) Endlich übe ſich ein Jeder vorher im Schreiben des Namens desj nigen, den er
zum Wahlmann haben will und daher auf den Stimmzettel ſchreiben muß.
Denn wer den Namen nicht deutlich und verſtändlich, oder wer zwei Namen
auf einen Zettel ſchreibt, der verliert ſein Stimmrecht, weil der Zettel nichts
gilt.

Aufruf an Deutſchlands heldenmüthige Söhne.
Auf der Wahlſtatt bei der Bergſſhenke bei Wegwitz wird Sonntag den 30. d. M

die erſte Schlacht gegen die Verbündeten, Ruſſ.n, Dänea, Diplomaten, Schweden,
Baſchkiren, Ariſtokraten, Kalmucken, Myſtiker und Fanatiker, geliefert werden.
Um nun unſere Feinde im offenen Felde aufs Haupt zu ſchlagen, rufe ich alle waffen
fähigen deutſchen Brüder auf Theil zu nihmen an dieſem Beſreiungskampfe. An
griff Nachmittags 3 Uhr mit gezo enen Büchſen. Feldg.ſchrei: Entfl immt von Wuth,

Nieder mit der Höllenbrut! A. T. Eißler.
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Timmler in Halle ein CommiſſionsLager, was wir hiermit anzeigen.
Magdeburg, den 25. März 1848. e

Bezug nehmend auf Vorſtehendes empfehlen wir:

Mouſſirende Weine (inel. der Champagner

Von unſern mouſſirenden Weinen künſtlichen MineralWaſſern und Limonaden gaben wir den Herren Meßmer

Ernſt Meyer C Comp.

Flaſche).
Aroma- Apfelſin, die Flaſche 18 Apfel, Brombeer, Blaubeer, Erdbeer, Himbeer, roth und weiß Johannisbeer,

Kirſchen, Maitrank, Orangen und Stachelbeer, die Flaſche 16 mouſſirenden Rheinwein, die Flaſche 21

Mouſſirende Limonaden und künſtliche Mineral-Wäcſſer

ine der Champagner Flaſche exel. der e de arhe 22
Biſchof Limonade s Biſchof Limonade 5Citronen Limonade 8 Citronen Limonade 5iKohlenſaures Bitter Waſſer S Kohlenſaures Bitter Waſſer 3
Selter Waſſer 5 Selter Waſſer 3SodaWaſſer in Original Flaſchen 3 Soda Waſſer 4

mouſſirendes Zucker Waſſer, in Champagner Flaſchen, 6

do. do. in SaugeFlaſchen, 4
mouſſirender Ananas Punſch, die Champagner Flaſche 16

do. Citronen-Punſch, do. 1 1

Meßmer C Timmler, am alten Markt.

Die auf Gegenſeitigkeit gegründete
HagelſchädenVerſicherungs Geſellſchaft zu Erfurt
hat ſich im verwichenen dritten Geſchäftsjahre um 2478 größtentheils 5jährige Mitglie-
der vermehrt, und für 8,251,220 Feld und Gartenfrüchte 5,535,070
mehr als im verwichenen Jahre verſichert. Ungeachtet der ſehr niedrigen Prämie
iſt die Geſellſchaft ſo glücklich, bei einer Entſchädigung von 45,987 welche ſie an
327 vom Hagelſchlage betroffene Mitglieder geleiſtet hat und nach Vergrößerung des
Reſervefonds noch eine Dividende von 8 pCt. gewähren zu können, während manche
andre Geſellſchaft bedeutende Nachſchüſſe einfordern mußte.

Die Möglichkeit:
Der Verſicherung in kürzeſter Friſt

kommen insbeſondere den hier verſichernden Mitgliedern zu gute.
Der unterzeichnete Agent iſt gern bereit nähere Auskunft zu ertheilen und die

Statuten der Geſellſchaft abzugeben. Auch ſind die Dividenden Scheine für die fünf-
jährigen und die Schlußrechnungen für die ſämmtlichen Mitglieder eingegangen und
können bei dem unterzeichneten Agenten unentgeltlich abgefordert werden.

Naumburg, den 15. April 1848.
Rudolph Bieler, Agent.

Hagel-Verſicherungs-- Geſellſchaft in Erfurt.
Die unterzeichnete General -Agentur, wie die Agenten

Herr G. H. Schulze in Delitzſch,
C. F. Elitzſch in Düben,
Ludw. Nell in Eilenburg,
C. A. Mattheſius Wwe. in Hertzberg,
J. L. Walther in Torgau,

ſind zur Annahme von Verſicherungs-Anträgen bereit.
Dieſe Geſellſchaft hatte im Jahre

1845 902 Mitglieder mit 1,169,360 R Verſicherung
1846 2413 2,716,150
1847 4891 8,251,220und zahlte im Jahre 1846 66 pCt. und 1847 8 pCt. Dividende zurück.

Halle, den 10. April 1848. W. Kerſten Comp.

Gebauerſche Buchdruckerei.
d oLOwdbbddbvbvbvssssvoeeee e

Auf dem Riettergute Teutſchenthal
ſtehen 1 Paar egale braune Kutſchpferde,
6- und Sijährig, fehlerfrei, 1 fünfjähriger
brauner fehlerfreier Wallach, 1 eleganter
Reiſewagen, 1 halbverdeckte Chaiſe beide
Braunſchweiger Fabrik zu verkaufen.

Pferde- u. Wagen- Auction.
Sonnabend den 29. d. M. Vormittags

9 Uhr ſollen im Gehöfte des Herrn Amt-
mann Heine, Oberſteinthor hier, 3 ſtarke
Ackerpferde, 50 Stück dauerhaft gearbeitete
Küppkarren mit eiſernen Achſen und Buxen,
Räder, Eiſenzeug, Kummte u. dergl. m.
meiſtbietend verkauft werden. Brandt.

Auction.
Freitag den 28. d. Mts. Nachmittags

2 Uhr ſollen gr. Ulrichsſtraße Nr. 20 ſehr
ut gehaltene, hellpolirte bir-
ene Meubles, als Secretair, Sopha,

Spiegel, Tiſche, Rohrſtühle, Kommode,
Wäſchkoffer, 1- und 2thürige Kleiderſchrän-
ke, Stehpulte, Koffer, ſilberne Uhren, ſehr
gute Federbetten, dgl. feine Herrentuchſa-
chen, 72 Tichtücher, Bettwäſche u. dgl. m.
meiſtbietend verkauft werden. Brandt.

Bei meinem Abgange von Dürrenberg
beehre ich mich hierdurch allen Freunden,
Arbeitern und Bekannten ein herzliches

Lebewohl zu ſagen, mit der gleichzeitigen
Bitte, mir auch in der Ferne ein Plätzchen
in ihren Herzen zu bewahren.

Käſtner,
Königl. BauAufſeher.



An die Urwähler von Halle.
Es hat ſich in der öffentlichen Beſprechung der Wahlangelegenheit für Frankfurt und Berlin herausgeſtellt, daß

jede Partei, jeder Stand, jedes Gewerbe, jeder Beruf die Abgeordneten und deshalb die Wahlmänner aus ſich zu
wählen geſonnen ſcheint. Denn Jeder iſt der Anſicht, von ſeines Gleichen am Beſten vertreten zu werden. Dieſe Anſicht
iſt ſelbſtſüchtig. Jn Frankfurt und Berlin handelt es ſich nicht um Sonderintereſſen der Parteien und Stände, vielmehr
um die Sache Aller, um das Wohl unſeres gemeinſamen deutſchen und unſeres preußiſchen Vaterlandes. Wir müſſen
daher unſre Sonderintereſſen auf dem Altare des Vaterlandes opfern und diejenigen Männer zu Wahlmännern wählen,
von denen wir ſicher ſind daß ſie ſolche Abgeordnete entſenden, welche für Volk und Vaterland ein großes, edles Herz
und für die Begründung des allgemeinen Beſten einen tüchtigen, umſichtigen Verſtand haben. Profeſſor Duncker und
Wislicenus, beide nicht von heute und geſtern, ſondern erprobt unter dem Drucke der alten Zeit, beide in Geſin-
nungstüchtigkeit, in Kenntniß des Volkes und ſeiner Bedürfniſſe Niemandem, in der freien Rede nur Wenigen von Halle
nachſtehend, ſind zwei ſolche Männer: Duncker für Berlin, Wislicenus für Frankfurt. Erſterer wird bei dem
Aufbau unſerer konſtitutionellen Verfaſſung beſſere Dienſte leiſten können, als irgend Einer der Hallenſer. Letzterer wird
das deutſche Volk bewahren helfen vor dem Kaiſerthume und der Oberherrſchaft eines der Bundesſtaaten oder, was
daſſelbe beſagen will, vor dem Burgerkriege, vor dem Abfalle Oeſterreichs von dem deutſchen Bunde, vor dem Bruche
zwiſchen Sud und Norddeutſchland, er wird ſeine Stimme für eine Bundes Verfaſſung und Verwaltung abgeben, welche
„die Einheit Deutſchlands in der Vielheit“ möglich macht. Urwähler, ſehen wir uns dieſe beiden Männer vorurtheils-
frei an, vorurtheilsfrei beſonders Wislicenus!

Halle, den 23. April 1848., Moritz Sernau.
J

Deutſcher Kaiſer, Republik oder allgemeine deutſche
Oberbehörde?

Bei dem Streit über dieſe Fragen iſt es nothwendig daß man ſich die Gründe für und wider klar macht,
um darnach entſcheiden zu können, was für unſere jetzigen Verhältniſſe das Geeignetſte iſt. Der hieſige Volksver
ein hatte zum Theil die Abſicht, ſich hierüber auszuſprechen und zu berathen.

Man legt demſelben aber abſichtlich falſche Tendenzen unter, und haben ſich ſogar viele Leute, von denen
man ſolche Unbeſonnenheiten nicht erwarten ſollte, alle Mühe gegeben, dieſen Volksverein, dem einige Mitglieder
der freien Gemeinde ſich angeſchloſſen haben auf das Aeußerſte zu verdächtigen.

Jch will es verſuchen, meine Anſicht über das auszuſprechen, was nach meinem Dafürhalten wohl die Mehr-
zahl der Mitglieder des Volksvereins über obige drei Wege denkt:

1) Soll ein deutſcher Kaiſer gemacht werden, ſo wird mindeſtens jedes größere Reich ſeinen Regenten dazu
ernannt wiſſen, mithin z. B. Oeſterreich ſeinem Kaiſer die Krone aufſetzen wollen. Dagegen werden wir und viele
andere Länder proteſtiren, und wir verlangen unſer König ſolle Reichsoberhaupt werden, was wieder die ſüdlichen
Länder nicht acceptiren u. ſ. w.

Dadurch würde großer Streit entſtehen, und das Gelindeſte eine Zerſpaltung in Süd und Norddeutſchland
werden und nicht ein einiges Deutſchland, was wir doch wünſchen ſich begründen.

2) Sollte eine deutſche Republik proklamirt und eingerichtet werden, ſo müßten ſämmtliche Regenten vom
Throne ſteigen, was noch größere Uneinigkeit und furchtbares Blutvergießen herbeiführen würde, um ſo mehr als
wir für eine ſolche Einrichtung noch ganz im Dunkeln tappen. Das Mindeſte würde alſo wiederum Zerſplitterung
ſein, fortgeſetzte Befehdungen und Bürgerkriege.

Dies kann nicht im Sinne guter Menſchen liegen, und man thut Unrecht, ohne irgend einen Grund dem
Volksverein republikaniſche Tendenzen zum Grunde zu legen.



3) Eine allgemeine deutſche Oberbehörde, hervorgegangen aus dem ſich jetzt verſammelnden deutſchen Parla-
ment in Frankfurt, und dort ſeinen Sitz nehmend. So viel mir bekannt iſt, ſtimmt die Mehrzahl der Mitglieder
des Volksvereins hiefür, es dürfte dies auch das Vernünftigſte ſein, und würde die allgemeinen Volksintereſſen am
eheſten befriedigen. Gegenwärtig iſt der deutſche Bund in Frankfurt dies Organ. Allein dieſes Jnſtitut iſt hervor
gegangen aus dem Willen der Fürſten, und hat bis jetzt auch nur deren Stimme gehört, nicht aber auf die der
Völker geachtet.

Das deutſche Parlament geht jetzt aus dem Willen des Volks hervor. Ein Ausſchuß deſſelben, der nun die
ſtehende Behörde in Frankfurt bilden würde, ſollte alſo die Volksintereſſen wahren

Den Beſchlüſſen dieſer Behörde müßten ſich alle Regenten in ſo weit fügen, als ſolche auf die allgemeinen und
nationalen Volksrechte und Anſprüche Beziehung hätten. Dieſe Behörde wäre zugleich darüber oberſter Richter und
ſelbſt die höchſten Herren müßten die Erkenntniſſe des oberſten Gerichtshofs als gültige Urtheile über ſich ergehen
laſſen.

Zum Schutze der Verfügungen ſeiner höchſten Behörde wird dann jeden Augenblick das geſammte deutſche
Volk bereit ſein da es in ihm nur ſeinen eigenen Willen erkennen kann.
Den einzelnen Staaten bleibt es überlaſſen, ſich die ſpeziellen Verfaſſungen für ihre Bedürfniſſe und Verhält
niſſe, abweichend oder mit Andern übereinſtimmend geben zu können und dürfen darin keine Vorſchriften im Allge-
meinen gemacht werden.

Jch glaube, daß die Mehrzahl der Mitglieder des Volksvereins dieſe Anſicht hat, der ich mich ſelbſt
anſchließe, indem ich überzeugt bin, daß durch dieſe Einrichtung allein in ſämmtlichen deutſchen Landen der Friede
erhalten und den Anſprüchen Aller genügt werden kann und wird.

Es wäre doch wohl gut auf dieſem Wege eine ruhige und ſpeziellere Beleuchtung zu verſuchen und möchte ich
daher hauptſächlich Herrn Wislicenus bitten, ſich hierüber ſchleunigſt ganz ſpeziell auszuſprechen, da er ſowohl
die nöthigen hiſtoriſchen Kenntniſſe beſitzt, es auch ſeit lange ſeine Arbeit war, die jetzigen Volksintereſſen und Bedürf-
niſſe zu unterſuchen und zu beleuchten. a

Ich hoffe, daß mindeſtens meine Abſicht nicht verkannt werde, und daß wenigſtens ein Theil unſerer Mitbürger
meinen guten Willen in Schutz nehmen wird.

Halle. G. Rawald.

Gebauerſche Buso druckerei.



An die Bewohner der Stadt Halle und des Saalkreiſes.

Jn Folge mehrfacher Aufforderungen halte ich

es für Pflicht, auch meine politiſche Ueberzeugung
öffentlich auszuſprechen, und meine Bereitwilligkeit

zu erklären dieſelbe auf einer der bevorſtehenden
conſtituirenden Verſammlungen in Frankfurt und
Berlin zu vertreten.

Was zuvörderſt die Hauptfrage, die allgemeine
deutſche Verfaſſung betrifft, ſo meine ich, daß eine
feſtere Einheit Deutſchlands geſchaffen werden, daß

aber auch die einzelnen Theile deſſelben ihr beſon-
deres Staatsleben behalten müſſen. Alſo nicht Auf-
hebung der einzelnen Staaten aber über denſelben
eine kräftige Bundesregierung. Den einzelnen Staa-
ten ſtehe es frei, ihre Regierung zu ordnen wie ſie
wollen, den kleinen ſich mit einander oder mit grö-
ßern zu verſchmelzen, den Provinzen der großen ſich

zu beſondern Staaten zu geſtalten, wie ſie es ihrem
Wohle angemeſſen erachten. Daß man durch einen
allgemeinen Beſchluß die deutſchen Fürſten beſeitige
und nur Einen von ihnen zum Kaiſer mache, halte
ich für unthunlich und für unzweckmäßig. Ebenſo
für unthunlich und unzweckmäßig halte ich es aber

auch, wenn man über die einzelnen Regierungen
Deutſchlands einen Kaiſer ſetzen will, der erſt ge-
macht werden müßte. Man hört es ſchon, was vor
auszuſehen war, daß die Preußen ihren König, die
Oeſtreicher ihren Kaiſer, die ſüddeutſchen Staaten
keinen von beiden zum deutſchen Kaiſer haben wol-
len, und ich halte es für ausgemacht, daß ein deut-
ſches Kaiſerthum einen Riß in die beabſichtigte deut
ſche Einheit bringen müßte. Ich halte für den beſten,
ja den einzigen Weg, daß das künftige deutſche Par

lament, die Verſammlung der Abgeordneten ganz
Deutſchlands einen Präſidenten an die Spitze des
Bundes ſtelle, zu welchem jeder befähigte Mann ge

wählt werden kann. Nur darf es, eben der Eifer
ſucht der einzelnen Staaten wegen, kein regierender

Fürſt ſein. Man meine nicht, daß bei einer ſolchen
Präſidenten Wahl auch Eiferſucht der einzelnen Stag
ten eintreten werde der regierende Fürſt repräſentirt
ſeinen Staat, der einzelne Mitbürger aber nicht,
und man würde bei einem Präſidenten kaum darnach

fragen, aus welchem Staate er ſei, auch es oft
kaum beſtimmen können. Man wende auch nicht
ein, daß ein ſolcher Präſident kein Anſehn haben
werde. Wenn ihn das deutſche Volk wählt und
wenn, wie natürlich, es nur ein deutſches Heer giebt

und dieſes unter ſeinem Befehle ſteht, ſo wird ihm
Anſehn und Nachdruck nicht fehlen. Ohne das Heer
würde auch ein Kaiſer, und zwar weit mehr als
ein Präſident, bloſer Schattenkaiſer ſein. Der bis-
herige Bundestag beſteht nur aus Geſandten der
deutſchen Regierungen. Machen wir daraus Ge-
ſandte des deutſchen Volks, Volksvertreter, und
ſetzen dieſe einen Präſidenten mit wirklicher ausüben-

der Gewalt, verantwortlich, beſchränkt durch die
Geſetze und die große Nationalvertretung, mit Mi-
niſtern und ſonſtigen nothwendigen Beamten umge-
ben. Dieſer deutſchen Regierung ſtehe dann die Ver-

waltung aller allgemeinen Angelegenheiten zu, ins-
beſondre das ganze Verhältniß zum Auslande in
Krieg und Frieden, während den einzelnen Staaten

für ihre beſondern Angelegenheiten freier Spielraum
bleibe. Was Preußen insbeſondre betrifft, ſo ordne



es ſich dem vereinigten Deutſchland ein wie die an-
dern Staaten. Es empfange eine geſetzgebende Volks

vertretung in Einer Kammer mit entſcheidender
Stimme, und die Regierung, der König mit ver-
antwortlichen Miniſtern, ſei ausführende Behörde.

Als allgemeine Forderungen der Zeit erſcheinen
mir eine vereinfachte und wohlfeilere Regierung je-
dem das Seine, aber nicht mehr, und weg mit dem
Wahne, daß zum Anſehn einer Regierung Pracht
und Verſchwendung gehöre. Das iſt in despotiſchen

Staaten vielleicht wahr, aber nicht in freien. Oben
Millionen und unten Hunger, das iſt wider alle
Vernunft und Gerechtigkeit.
Dann bedeutende Verminderung des ſtehenden

Heeres bis auf den nothwendigen Stamm, und all-
gemeine Volksbewaffnung, zu welcher ſchon auf den

Turnplätzen durch Uebung der Jugend der Grund
gelegt werden kann.

Verminderung der Abgaben und Vereinfachung

derſelben. Blos eine Vermögens und Einkommen-
ſteuer, bei welcher der Vermögende höher, der Aer-
mere möglichſt gering angezogen werde.

Allgemeine Schule für alle Kinder bis zu einem
gewiſſen Alter, damit der Roheit geſteuert werde und

jedes die nöthige Bildung erhalte, um ſich künftig
rechtſchaffen fortzuhelfen.

Buchdruckerei von O. Hendel,

Aufhebung des Adels, der gutsherrlichen Ge-
richtsbarkeit und Polizei, des Patronates und ande-
rer adliger und ritterſchaftlicher Vorrechte, ingleichen
des erimirten Gerichtsſtandes, ſo wie mindeſtens
Herabſetzung der Ablöſungsſätze.

Recht der Gemeinden, ihre kirchlichen Angelegen-

heiten ſelbſt zu ordnen, und mindeſtens entſcheiden-

der Einfluß derſelben auf die Wahl der Pfarrer und
Lehrer.

Geſchwornengerichte mit Oeffentlichkeit und Münd-

lichkeit und Schutz gegen polizeiliche Willkür.
Künftig directe Wahlen der Volksvertreter, ſo

daß jeder dem Manne, zu dem er Vertrauen hat,
ſeine Stimme ſelbſt geben kann, ohne Dazwiſchen-

kunft von Wahlmännern.
Hebung der Arbeit und der Gewerbe durch Weg-

räumung aller dem Aufſchwunge derſelben im Wege
ſtehenden unnatürlichen Hinderniſſe, namentlich im
Zoll und Steuerweſen.

Jn dieſem Sinne bin ich erbötig, auf einer der
genannten Verſammlungen in Frankfurt oder Berlin

zu wirken, wenn meine Mitbürger mich damit zu
beauftragen für gut finden ſollten.

Halle, den 26. April 1848.

G. A. Wislicenus.
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